
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Protschka, Berengar Elsner 
von Gronow, Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/26129 –

Notfallzulassungen für Pflanzenschutzmittel, Entwicklung des Pflanzenschutzes

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In den letzten Jahren sind aufgrund des Umweltschutzes vermehrt Pflanzen-
schutzmittel verboten worden (https://www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/0
4_Pflanzenschutzmittel/01_Aufga-ben/02_ZulassungPSM/01_ZugelPSM/03_
Widerrufe/psm_ZugelPSM_widerrufe_node.html). Wenn jedoch eine Gefahr 
für die Gesundheit und den Schutz von Kulturpflanzen nicht anders abzuwen-
den ist, dürfen Verbände, Behörden, Firmen und Hersteller von Pflanzen-
schutzmitteln einen Antrag auf Notfallzulassung stellen (https://www.bvl.bun
d.de/DE/Arbeitsbereiche/04_Pflanzenschutzmittel/01_Aufga-ben/02_Zulassun
gPSM/01_ZugelPSM/02_Notfallzulassungen/psm_ZugelPSM_notfallzulassun
gen_basepage.html). Die nach Ansicht der Fragesteller zusätzlich langsame 
Bearbeitung von Anträgen zur Zulassung von Pflanzenschutzmittel führt zu 
einer Häufung der Notfallzulassungen, da ein Ersatz für das Pflanzenschutz-
mittel, welches verboten worden ist, fehlt. Kritik äußerte auch der stellvertre-
tende Vorsitzende des Bundesauschusses für Obst und Gemüse (https://www.i
va.de/newsroom/pressemitteilungen/obst-und-gemuese-anbauer-rechnen-mit-s
teigenden-importen). Durch die unzureichende Verfügbarkeit von Wirkstoffen 
sei man von den Notfallzulassungen abhängig, und eine Planungssicherheit 
könne nicht gegeben werden (ebd.).

1. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, welche Notfallzulassungen im Zeit-
raum 2013 bis 2019 erteilt worden sind?

a) Wie viele Notfallzulassungen sind jeweils für Insektizide, Herbizide 
und Fungizide beantragt worden (bitte nach Jahr aufschlüsseln)?

b) Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, für welche Pflanzen-
schutzmittel wiederholt Notfallzulassungen erteilt worden sind?

Die Fragen 1 bis 1b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die vollständige Übersicht über die erteilten Notfallzulassungen ergibt sich aus 
der Anlage zu Frage 1. Die reine Anzahl wird in nachfolgender Tabelle darge-
stellt:
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Tabelle 1: Anzahl der in den Jahren 2013 bis 2019 ausgesprochenen Notfallzu-
lassungen, gegliedert nach Wirkungsbereichen der Pflanzenschutzmittel

Jahr Insektizide Fungizide Herbizide
2013 15 8 1
2014 18 13 2
2015 31 10 3
2016 33 13 4
2017 27 12 4
2018 29 11 7
2019 35 8 7

Das zuständige Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) hat von 2013 bis 2019 eine Gesamtanzahl von 329 Notfallzulassungen 
für Pflanzenschutzmittel ausgesprochen, von denen 291 auf die Wirkungsberei-
che der Insektizide, Fungizide und Herbizide entfallen.

2. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zu einer prozentualen Vertei-
lung der Antragsteller, also Verbände, Behörden, Firmen und Hersteller 
von Pflanzenschutzmitteln, bei Notfallzulassungen?

Die erteilten Notfallzulassungen verteilten sich im Zeitraum 2013 bis 2019 pro-
zentual auf folgende Antragstellergruppen:

Tabelle 2: Prozentuale Verteilung der Anträge nach Antragstellergruppen

Verbände, insbesondere Anbauverbände 46,5 Prozent
Pflanzenschutzmittelhersteller 39,2 Prozent
Behörden 13 Prozent
Einzelbetriebe 1,3 Prozent

3. Inwieweit äußert sich die Bundesregierung zu einer Resistenzbildung 
durch die notfallzulassungsbedingte Unterdosierung als einem kleinen 
Mosaikstein der Probleme im Bereich des Pflanzenschutzes?

Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob die Resistenzbildung in der Ertei-
lung einer Notfallzulassung berücksichtigt wird (https://www.topagra
r.com/rind/aus-dem-heft/resistenzen-vermeiden-12036254.html?utm_cam
paign=search&utm_source=topagrar&utm_medium=referral), und wenn 
ja, wie wird diese berücksichtigt?

Die Notfallzulassung ist gemäß Artikel 53 der Verordnung (EG) Nummer 
1107/2009* immer eine Einzelfallentscheidung, bei der das BVL die Resistenz-
situation angemessen berücksichtigt. Das BVL legt solche Rahmenbedingun-
gen für die Notfallzulassung fest, dass bei ordnungs- und sachgemäßer Anwen-
dung eine sichere Bekämpfung des Schädlings gewährleistet ist. Das BVL er-
hält regelmäßig Berichte zur Nutzung der Notfallzulassung, die ihm eine Aus-
wertung der Sachlage ermöglichen.

* Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates
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4. Ist der Bundesregierung die Kritik, dass durch die nationalen Alleingänge 
Deutschlands bei den Notfallzulassungen, so wie es gerade bei den Wirks-
toffen der Gruppe von Neonicotinoide derzeit der Fall ist, zu Wettbe-
werbsnachteilen kommt, bekannt (https://www.topagrar.com/rind/aus-de
m-heft/resistenzen-vermeiden-12036254.html?utm_campaign=search&ut
m_source=topagrar&utm_medium=referral)?

Wenn ja, wie äußert sie sich dazu, und welche Rückschlüsse zieht sie für 
ihr eigenes Handeln?

Da die Notfallzulassung eine Einzelfallentscheidung auf der Grundlage eines 
nachgewiesenen Notfalls ist, können verschiedene Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage des unterschiedlichen Auftretens von Schädlingen, der unterschied-
lichen Verfügbarkeit von alternativen Bekämpfungsmitteln oder -methoden so-
wie der jeweiligen Rahmenbedingungen zu verschiedenen Entscheidungen ge-
langen. Der geltend gemachte Notfall ist gegenüber der EU-Kommission unter 
Berücksichtigung dieser Faktoren hinlänglich zu begründen.
Für die Saatgutbehandlung von Zuckerrüben sind Notfallzulassungen für Thia-
methoxam für die Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Bayern in eng 
umrissenem Rahmen aufgrund des gemeldeten Starkbefalls mit Blattläusen, die 
Vergilbungsviren übertragen, und der daraus entstandenen Schäden erteilt wor-
den.

5. Hält es die Bundesregierung für möglich, dass durch die nicht ausreichen-
de Verfügung an Wirkstoffen (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller) es zu 
einem künftigen Anstieg der Notfallzulassungen kommen wird, und wenn 
ja, wie möchte sie dem entgegenwirken?

Bei der Entscheidung über Notfallzulassungen nach dem EU-Pflanzenschutz-
recht handelt es sich um Einzelfallentscheidungen, bei denen eine Reihe von 
Rahmenbedingungen zu berücksichtigen sind. Diese hängen nicht nur von der 
Verfügbarkeit von Pflanzenschutzmitteln ab. Daher kann keine Prognose über 
eine Zunahme oder Abnahme der Notfallzulassungsfälle abgegeben werden.
Davon unabhängig fördert die Bundesregierung Innovationen in den Bereichen 
Pflanzenzucht (z. B. Resistenzzucht), Prognose des Auftretens von Schädlingen 
und Pflanzenschutz, um Modifikationen oder Alternativen zu heutigen Pflan-
zenschutzmittelanwendungen zu ermöglichen und den Pflanzenschutz zu ver-
bessern.
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